
Die Regelung für den Fall der Verletzung staatsrecht­
licher Pflichten der Anlieger sollte in Anlehnung an 
die bereits dargelegte Auffassung erfolgen, daß nicht 
jede verletzte. Streu- und Räumpflicht der stadtwirt­
schaftlichen Betriebe oder Einrichtungen eine Staats­
haftung begründen muß. Dabei wäre jedoch zu beach­
ten, daß jede vorsätzliche oder fahrlässige Verletzung 
von Anliegerpflichten auch den Ordnungsstraftatbe­
stand des § 16 der 3. DVO zum Landeskulturgesetz 
erfüllt. Die Verletzung der Verkehrssicherungspflicht 
in Form der Streu- und Räumpflicht bei Schnee und 
Eisglätte durch den Anlieger kann also ordnungsstraf­
rechtliche Maßnahmen zur Folge haben.
Eine Verletzung von Verkehrssicherungspflichten, die 
stadtwirtschaftlichen Betrieben oder anderen Lei- 
stungsträgern von zuständigen staatlichen Organen 
z. T. auch in Ortssatzungen übertragen sind, erfüllt 
nach geltendem Recht jedoch keinen Ordnungsstraf- 
tatbestand. Die Schadensmöglichkeit aus den Verlet­
zungen solcher Pflichten ist in beiden Fällen gegeben. 
Für die rechtliche Regelung der Staatshaftung könnte 
bedeutungsvoll sein, daß den zuständigen staatlichen 
Organen mit dem Ordnungsstrafrecht und anderen zu­
lässigen staatlichen Mitteln (u. U. Ersatzvornahme) 
wichtige Instrumente in die Hand gegeben sind, um die 
Verkehrssicherungspflichten der Anlieger durchzuset­
zen und so die Möglichkeit des Eintritts von Schadens­
fällen auf ein Minimum zu beschränken.
Gegenwärtig zeigt sich in der Praxis ein Widerspruch 
darin, daß das Ordnungsstrafrecht trotz häufig fest­
gestellter Verletzungen der Anliegerpflichten nur re­

lativ selten angewendet und so möglichen Schadens­
fällen aus der Verletzung staatsrechtlicher Pflichten 
nur unzureichend vorgebeugt wird. Trotzdem begrün­
den die Gerichte eine zivilrechtliche Schadenersatz­
pflicht der Anlieger auch in den Fällen, in denen 
zuständige staatliche Organe trotz Verletzung staats­
rechtlicher Verkehrssicherungspflichten der Anlieger 
untätig blieben und nicht mit den ihnen gegebenen 
rechtlichen Befugnissen dagegen einschritten. Die 
Frage, ob dadurch nicht die Haftung des zuständigen 
staatlichen Organs begründet sein sollte, ist in unserem 
Recht noch nicht eindeutig geklärt. Es erscheint an­
gebracht, bei einer notwendigen rechtlichen Ausge­
staltung der hier genannten Haftungsgrundlagen diese 
Aspekte mit zu berücksichtigen. Das könnte zur Erhö­
hung der Rechtssicherheit aller am Verkehr auf öffent­
lichen Straßen, Wegen und Plätzen beteiligten und 
interessierten Personen beitragen und Rechte und 
Pflichten sowie konkrete Verantwortlichkeiten staat­
licher Organe, stadtwirtschaftlicher Betriebe oder an­
derer Leistungsträger, der Anlieger und Nutzer präzi­
ser bestimmen helfen.

*

An diesen Überlegungen zeigt sich, welche Bedeutung 
das exakte juristische Durchdenken der in den Be­
schlüssen der örtlichen Volksvertretungen formulierten 
Rechte und Pflichten der Bürger und stadtwirtschaft­
lichen Betriebe für die Wirksamkeit dieser Beschlüsse 
hat und daß die Gerichte den Volksvertretungen, mit 
ihrer Rechtsprechung helfen können, ihre Beschlüsse 
zu qualifizieren.

Berichte
WALTER BAUR, Generalsekretär der Vereinigung der Juristen der DDR

Ergebnisse der Zentralen Delegiertenkonferenz der Juristenvereinigung der DDR

Anliegen der Zentralen Delegiertenkonferenz der 
Juristenorganisation der DDR, die am 30. Oktober 1970 
in Berlin stattfand, war es, die Hauptaufgaben der 
Vereinigung in den 70er Jahren zu erörtern und eine 
grundlegende Orientierung zu geben, wie die Vereini­
gung ihren Beitrag zur politischen und ökonomischen 
Stärkung unseres sozialistischen Staates und zur wei­
teren Erhöhung seines internationalen Ansehens leisten 
kann. Die Konferenz machte deutlich, daß der Zentral­
vorstand und die übrigen Leitungsorgane der Juristen­
vereinigung erfolgreich bemüht waren, das Mandat der 
letzten Delegiertenkonferenz vom November 1966 zu 
erfüllen./l/ Sie stellt den Höhepunkt eines Entwick­
lungsprozesses dar, der mit der Auswertung der Be­
schlüsse des VII. Parteitages der SED eingeleitet wurde 
und der durch die Profilierung und Konkretisierung 
der Aufgaben und der Arbeitsweise der Vereinigung 
entsprechend den herangereiften gesellschaftlichen 
Bedingungen gekennzeichnet ist./2/
Nach gründlicher Analyse ihrer bisherigen Tätigkeit, 
die im Referat des Präsidenten der Vereinigung, 
Dr. T o e p l i t z ,  und in der Diskussion zum Ausdruck 
kam, faßte die Delegiertenkonferenz einen Beschluß 
über die Hauptaufgaben der Vereinigung bei der Ge-

/II Vgl. Toeplltz, „Die Verantwortung des Juristen unserer 
Zeit“, NJ 1967 S. 1 ff.; Baur/Trilsch, „Zentrale Delegiertenkon­
ferenz der VDJD“, NJ 1967 S. 19 ff.
/2/ Vgl. Toeplitz/Baur, „Das Wirken der Vereinigung Demokra­
tischer Juristen zur Stärkung und Festigung der DDR“, NJ 1969 
S. 621 ff.; Baur, „20 Jahre demokratische Juristenorganisation 
in der DDR“, NS 1969 S. 361 f.

staltung des entwickelten gesellschaftlichen Systems 
des Sozialismus. Dabei handelt es sich um rechtspro­
pagandistische Tätigkeit, um die Mitwirkung an der 
Erfüllung bildungspolitischer Aufgaben und um die 
internationale Arbeit als Beitrag zur Verwirklichung 
der sozialistischen Außenpolitik der DDR.
Unter Berücksichtigung der gegenwärtigen Entwück- 
lungsbedingungen, der neu formulierten Hauptaufgaben 
und der Erfordernisse der sozialistischen Demokratie 
wurde auch das Statut der Vereinigung überarbeitet 
und beschlossen, den Namen der Organisation in 
„Vereinigung der Juristen der DDR“ zu ändein. Mit 
der Wahl der leitenden Organe der Vereinigung und 
der Konstituierung des Zentralvorstandes fand die 
Konferenz ihren Abschluß./3/
Im folgenden sollen einige Aspekte der künftigen Auf­
gaben der Juristenvereinigung etwas näher betrachtet 
werden.

Zur Rechtspropaganda

Wie die anderen gesellschaftlichen Organisationen der 
DDR leistet auch die Juristen Vereinigung einen wich­
tigen Beitrag bei der Darlegung und Erläuterung der 
Gesetzmäßigkeiten unserer Zeit und bei der Klärung 
grundlegender ideologischer Probleme der Gegenwart. 
Sie erfüllt diese Aufgaben in erster Linie auf dem 
Gebiet des Staates ur.d seines Rechts und in der Form 
der Reditspropagandii, die aber auf das engste mit der

'3/ Vgl. die Information in NJ 1970 S. 744.
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